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Zusammenfassung: Im Zuge der Privatisierung des Wohnungswesens in Russland werden die Wohnungen den gegen-
wärtigen Bewohnern auf Antrag kostenlos als Privateigentum übertragen. Damit verfolgt der Staat zwei Ziele: einerseits
will er damit die Unterstützung der Bevölkerung für sein Reformprogramm gewinnen, andererseits will er rasch die mit
der staatliche Wohnungsversorgung verbundenen hohen Kosten auf die Bewohner abwälzen. Verlauf und Konsequenzen
dieses Privatisierungsprogramms werden am Beispiel der Stadt St. Petersburg untersucht. Die Zahl der Anträge auf
Übertragung der Wohnung ins Privateigentum stieg dort zunächst steil an, ging jedoch seit 1993 wieder zurück. Kaum
die Hälfte der Wohnungen ist bisher aus staatlichem Eigentum herausgelöst worden. Die Gründe für diesen Verlauf lie-
gen in geringen materiellen Anreizen, so lange das Wohnen zur Miete mit lebenslangem Wohnrecht und niedrigen Kos-
ten verbunden ist. Außerdem besteht eine anhaltende Rechtsunsicherheit für die private Eigentumsbildung. Eine Beson-
derheit in St. Petersburg stellen die Zwangswohngemeinschaften (Kommunalkas) dar, die nach der Revolution in die
großen innerstädtischen Wohnungen aus der Zarenzeit einquartiert worden waren. Die marktwirtschaftlichen Steue-
rungsmechanismen, denen die Wohnungsverteilung immer mehr unterworfen ist, führt zu einer Rücknahme der revolu-
tionären Veränderungen in der sozialräumlichen Struktur der russischen Städte.
Die Transformation der Staatswirtschaften in Ost-
europa zu Systemen, in denen Marktmechanismen
die entscheidende Rolle bei der Allokation von
Ressourcen und bei der Verteilung des Reichtums
spielen (sollen), hat tiefgreifende Folgen auch für
die Wohnungsversorgung. Nach der staatssozialis-
tischen Doktrin sollte die Wohnungsversorgung
nicht mehr an das Einkommen gekoppelt sein,
vielmehr wurden Wohnungen als Teil der Infra-
struktur betrachtet, die zur Befriedigung der exis-
tentiellen Bedürfnisse aller Mitglieder der sozialis-
tischen Gesellschaft vom Staat gegen eine geringe
Gebühr bereitgestellt werden müssen. Das Desas-
ter dieser Politik ist bekannt: die Wohnungsnot
konnte nie überwunden werden, weil es weder bei
der Herstellung noch bei der Verteilung von
Wohnraum effiziente Allokationsprozesse gab.
Schematismus der Form und niedrige Qualität der
Wohnungen waren eine Folge der forcierten Indus-
trialisierung der Bauproduktion, die nur eine ge-
ringe Produktivität entwickelte und als großindus-
trielles System praktisch von niemandem
kontrolliert werden konnte (vgl. Hannemann
1996). Eine schlechte Wohnungsversorgung und
eine hohe Staatsverschuldung waren das Resultat.
Gegenüber der vorsozialistischen Zeit zeichnete
sich die Wohnungsversorgung jedoch durch zwei
Eigenschaften aus, die die Bewohner durchaus zu
schätzen wussten und die nicht unerheblich zur
Loyalität gegenüber der Parteiherrschaft beitru-
gen: einerseits die größere Gleichheit und die ge-
ringere soziale Segregation im Wohnbereich, ande-
rerseits die Sicherheit, die das Verfassungsrecht auf
eine Wohnung gab.
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* Dieser Aufsatz fasst einige Ergebnisse des von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft geförderten Forschungs-
projektes ‚Privatisierung der Wohnungsversorgung in
Russland – am Beispiel von St. Petersburg‘ zusammen. Es
wurde im Jahr 1996 von den Autoren dieses Aufsatzes im
Institut für Sozialwissenschaften der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin in Kooperation mit dem Centre for Inde-
pendent Social Research (CISR) in St. Petersburg durch-
geführt. Die Mitarbeiter am CISR waren Ekaterina Ger-
asimova und Nikolaj Kornev. Im Rahmen des Projektes
wurden neben Experteninterviews mit Mitarbeitern der
Stadtverwaltung, Immobilienmaklern und Journalisten 40
teilstandardisierte Interviews mit Bewohnern von vier
Häusern in St. Petersburg geführt. Es handelte sich dabei
um je ein Haus in gutem und schlechtem Zustand in je ei-
nem statushohen und einem eher einfachen Wohngebiet,
um einen kontrastiven Vergleich durchführen zu können.
Auszüge aus den Interviews, auf die hier nur verwiesen
wird, sind im Endbericht an die DFG wiedergegeben.
Für marktwirtschaftliche Systeme der Wohnungs-
versorgung ist es typisch, dass sich die Bewohner
nach Einkommen, ethnischer Zugehörigkeit und/
oder Lebensstilen auf unterschiedliche Stadtbezirke
verteilen: je höher der sozio-ökonomische Status,
desto besser in der Regel die Wohnung und die
Wohngegend (vgl. Friedrichs 1998: 79 ff.). Diese
soziale Segregation ergibt sich aus freiwilligen Ent-
scheidungen bei den einen, für die anderen ist sie
das Ergebnis von ökonomischen und sozialen Me-
chanismen, denen gegenüber sie sich machtlos füh-
len. Die sozialistischen Regierungen wollten diesen
Diskriminierungen ein Ende bereiten, indem sie das
Privateigentum am Boden abschafften, die Woh-
nungsproduktion verstaatlichten und die Verteilung
der Wohnungen nach sozialen und politischen Kri-
terien der staatlichen Administration überließen.
Zwar ergab sich dadurch keine egalitäre Woh-
nungsversorgung, denn Unterschiede nach Lage,
Ausstattung und Größe gab es weiterhin; und au-
ßerdem wurde die Zuteilung zu einem Mittel des
politischen Klientelismus. Dennoch wies die Woh-
nungsversorgung im Realsozialismus insgesamt we-
niger soziale Ungleichheit auf als in kapitalistischen
Städten (vgl. Smith 1996). Die Miete für eine Woh-
nung, die nicht gekündigt werden konnte, war nur
eine symbolische Gebühr.
Der Kollaps des Staatshaushaltes und die politische
Demokratisierung mündeten in einen Umbau der
institutionellen Grundordnung der staatssozialisti-
schen Länder, wobei die Privatisierung der großen
Industrie im Zentrum steht. Überall wurden jedoch
auch die Weichen gestellt für die Entstaatlichung
der Wohnungsversorgung, d.h. für die Einführung
von Privateigentum und von marktwirtschaftlichen
Strukturen (vgl. Häußermann 1996, Wielgohs
1996). Wenn dies – wie zu erwarten ist – zu höhe-
ren Wohnkosten, zu geringerer Wohnsicherheit und
zu einer Neuverteilung der attraktiven Wohnstand-
orte führt, wächst die Gefahr, dass diejenigen Be-
völkerungsgruppen, deren Position in der Woh-
nungsversorgung sich wegen niedriger Einkommen
verschlechtern muss, der Reformpolitik ihre Unter-
stützung entziehen. Forcierte Privatisierung und
Loyalitätssicherung können also in einen Gegensatz
geraten.
In der Russischen Föderation wollte man diesem
Dilemma dadurch entkommen, dass man (seit
1992) die staatlichen Wohnungen ohne finanzielle
Gegenleistung in das Privateigentum ihrer jeweili-
gen Bewohner überführt, sie also verschenkt. Die
Wohnsicherheit werde dadurch nicht verletzt und
der Staat könne die finanziellen Belastungen der
Wohnungsverwaltung und die Verantwortung für
die Wohnungsversorgung rasch loswerden, hoffte
man – und darüber hinaus sollten die Bewohner an
der Auflösung des Staatsvermögens partizipieren.
Doch ging diese Rechnung bisher nicht auf: nach ei-
nem kurzen Boom Anfang der 90er Jahre ist die
Zahl der Privatisierungen inzwischen wieder stark
zurückgegangen. Offensichtlich sind die meisten
Stadtbewohner nicht besonders begierig auf dieses
Geschenk. Warum?
Wir untersuchen diese Fragen am Beispiel von St.
Petersburg. Die Situation dort unterscheidet sich
nicht prinzipiell von der in anderen Großstädten
der Russischen Föderation, es gibt jedoch eine Be-
sonderheit, die eine zweite Frage aufwirft, der wir
im folgenden nachgehen wollen: In St. Petersburg
war in der Zeit nach der Großen Oktoberrevolu-
tion in den umfangreichen Altbauwohnungs-
bestand ‚das Volk‘ in Form von (Zwangs-)Wohn-
gemeinschaften (‚Kommunalkas‘) einquartiert
worden. In den großen luxuriösen Wohnungen in
der Innenstadt (vgl. Zimmermann 1996), die für
Offiziere und das obere Verwaltungspersonal von
Hof und Regierung gebaut worden waren, wurde
damals jedes Zimmer mit einer Familie belegt, so
dass dort bis zu 20, 30 und mehr Personen in einer
Wohnung zusammenlebten. Mit dieser Einweisung
der ‚Arbeiter in die Paläste‘, die bereits Friedrich
Engels als Sofortmaßnahme nach der Revolution
für die Beseitigung der krassen Ungleichheit bei den
Wohnbedingungen vorgeschlagen hatte, war auch
die sozialräumliche Struktur gleichsam auf den
Kopf gestellt worden: Im prestigeträchtigen Zen-
trum, zuvor dem Adel, hohen Bürokraten und Mili-
tärs vorbehalten, wohnten nun die ‚einfachen Leu-
te‘. Unsere Frage ist nun: Wie wirken sich heute die
Privatisierung des Wohnungswesens, wie wirken
sich die marktwirtschaftlichen Antriebskräfte auf
dieses sozialistische Erbe aus? Und umgekehrt ist zu
fragen: Welchen Einfluss auf diesen Wandel haben
die Institutionen eben der Gesellschaftsordnung,
die untergegangen ist und die überwunden werden
soll? Solche Fragen stehen soziologisch im Zentrum
von ‚institutionalistischen‘ Ansätzen (vgl. Offe
1994, Hall/Taylor 1996).
Institutionen können nämlich nicht auf Knopfdruck
umgestellt werden – sie sind im Sinne des soziologi-
schen Neoinstitutionalismus geronnene Routinen,
und sie erzeugen Routinen. Die Welt der Institutio-
nen besteht aus „Symbolen, Scripts und Routinen,
die die Filter für Interpretationen sowohl der Situa-
tion als auch des Selbst darstellen . . . Institutionen
bieten nicht nur strategisch wertvolle Interpretatio-
nen, sondern sie berühren auch die Identitäten, die
Selbstbilder und die Präferenzen der Akteure“
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(Hall/Taylor 1996: 955). Über die Zeit versteinern
solche Erwartungen in Weltanschauungen („world-
views“). Damit ist die Unterscheidung zwischen In-
stitutionen und subjektiven Einstellungen weit-
gehend hinfällig, und dies macht die Vorstellung
fragwürdig, man könne institutionellen Wandel in
einer Gesellschaft rasch durchsetzen, die für längere
Zeit eine andere institutionelle Ordnung aufgebaut
und offensiv propagiert hat, die auf völlig anderen
Werten und Erwartungen beruht. Die neue institu-
tionelle Ordnung wird dann nicht implementiert,
weil ihr die Menschen mental und moralisch nicht
folgen bzw. weil die mentalen und moralischen Vo-
raussetzungen für eine neue institutionelle Ordnung
(noch) nicht vorhanden sind. Dies trifft in den ehe-
mals sozialistischen Ländern vor allem für die kul-
turelle Konstruktion dessen zu, was ‚Staat‘ genannt
wird. Im Staatssozialismus ein allzuständiger Levi-
athan, soll er im liberal orientierten postkommunis-
tischen Wandel eher eine Agentur sein, die Kräfte
für die Selbstregulierung freisetzt. Aber die Vorstel-
lung, dass sich unter der Decke der politischen Un-
terdrückung allenthalben ökonomische und gesell-
schaftliche Dynamiken aufgestaut hätten, die nur
ihrer Entfesselung harrten, ist ein Missverständnis;
zumindest wird dabei die Bedeutung von Institutio-
nen und einer damit eng verbundenen ‚Kultur‘ un-
terschätzt. Als kollektive Institutionen sind sie nicht
einfach zu verändern, schon gar nicht durch indivi-
duelle Aktionen. Sie sind relativ persistente Be-
standteile der historischen Landschaft und bilden
einen wesentlichen Faktor dessen, was man ‚histori-
schen Pfad‘ nennt, der eine ‚Pfadabhängigkeit‘ (vgl.
Stark 1992) erzeugt. Die organisatorischen Voraus-
setzungen und die subjektiven Einstellungen, die
der Privatisierungsstrategie der russischen Woh-
nungspolitik Hindernisse in den Weg stellen, sind
im Rahmen einer solchen ‚institutionalistischen‘
Perspektive gut zu interpretieren.
Im Folgenden werden wir zunächst die Ziele benen-
nen, die die staatliche Verwaltung mit der Woh-
nungsprivatisierung verfolgte, und deren Verlauf in
St. Petersburg dokumentieren. Anschließend tragen
wir die Gründe für den stockenden Privatisierungs-
prozess zusammen und skizzieren die sozialen und
räumlichen Verteilungsmuster, die sich aus dem in-
stitutionellen Umbau der Sowjetgesellschaft ergeben.
1. Ziele der Wohnraumprivatisierung
in Russland
Der postsozialistische Reformprozess war in allen
mittel- und osteuropäischen Staaten dadurch ge-
kennzeichnet, dass die „Wohnungsfrage“ durch Pri-
vatisierungsmaßnahmen gelöst werden sollte, da
man sich davon ökonomische und politische Entlas-
tung zugleich erhoffte (vgl. Wielgohs 1996). Die
von staatlicher und kommunaler Seite ursprünglich
verfolgten Ziele können grob in zwei Dimensionen
mit unterschiedlichen Zeithorizonten unterteilt
werden: in eine eher finanztechnische bzw. öko-
nomische Dimension einerseits und eine eher poli-
tisch-psychologische bzw. gesellschaftspolitische
Dimension andererseits.
Von finanztechnisch höchster Dringlichkeit war
nach dem Systemwechsel die Hoffnung, den Staats-
haushalt durch eine Privatisierung der Kosten auch
des Wohnens sanieren zu können. Für die Woh-
nungsversorgung hieß dies, dass die meritokrati-
schen bzw. bedarfsorientierten Verteilungsprinzi-
pien durch ökonomische ersetzt würden, dass es
also keine oder nur noch beschränkt Zuteilung an
die Schicht der verdienten Kader oder nach der
Warteliste geben würde.
Von der Übergabe der Allokation an Marktmecha-
nismen erhoffte sich die Staatsverwaltung eine hö-
here Effizienz bei der Wohnungsverteilung und -ver-
waltung, weil mit der Kostenübertragung eine
Kontrolle durch die Nutzer etabliert werden sollte.
Durch das Marktsystem sollten Kaufkraft und Ni-
veau der Wohnungsversorgung in ein entsprechen-
des Verhältnis gebracht werden. Von den Kosten
für die Wohnungen, die von den Mietern nicht in
privates Eigentum übernommen werden, wollte
man sich dadurch befreien, dass kostendeckende
Mieten und Betriebskostenabrechnungen einge-
führt wurden (vgl. Lee u.a. 1998). Der Energiever-
brauch ist nämlich bis heute in weiten Teilen der
Russischen Föderation faktisch kostenlos und da-
her verschwenderisch.
Zweitens ging es bei der Wohnungsprivatisierung
darum, den gesamtwirtschaftlichen und politischen
Reformprozess zu legitimieren. Dies schien kurz-
und mittelfristig durch eine Beteiligung des Volkes
am gesellschaftlichen Reichtum erreichbar. Der ent-
stehende Marktkapitalismus sollte durch unmittel-
bare Wertschöpfung angeheizt werden, die sich u.a.
auch durch den Handel mit Wohnungen realisieren
lässt. Mit dieser Institutionalisierung neuer Akku-
mulationsmöglichkeiten ist die Schaffung einer
neuen „Mittelklasse“ verbunden. Dies sollte eine le-
gitimatorischen Stütze des Gesamtprojekts der Priva-
tisierung von produktivem Vermögen und der Ein-
führung marktwirtschaftlicher Regulierungen sein.
Mit den Reformmaßnahmen wurde der Spagat
zwischen anspruchsvollen und sich zum Teil wider-
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sprechenden Zielen versucht. Einerseits sollte ein
wichtiger Lebensbereich der marktförmigen Orga-
nisation zugeführt werden, andererseits galt es, die
Wohnraumversorgung weiterhin sozial abzusichern
bzw. das Recht auf eine Wohnung zu bewahren, um
angesichts der in der Transformationsphase zu er-
wartenden Disproportionalitäten und Krisen diesen
Eckpunkt an Stabilität nicht zu gefährden.
Das Problem, dass Wohnraum damit seine Eigen-
schaft als Sozialgut verlieren kann und nur noch als
Wirtschaftsgut betrachtet wird, schien in Russland
auf den ersten Blick weniger schwer zu wiegen, da
die Privatisierung kostenlos war und somit in diese
Art der Wertschöpfung alle einschloss, die eine
Wohnung nutzten. Doch um die so erlangten Ei-
gentumstitel auch tatsächlich realisieren, das heißt
in Geld umwandeln zu können, musste erst ein
Markt entstehen, auf dem Wohnungen getauscht
oder verkauft werden können. Voraussetzung dafür
ist, dass es eine räumliche Mobilität der Haushalte
gibt, denn der Verkauf einer Wohnung ist praktisch
nur dann möglich, wenn sie von den Besitzern tat-
sächlich auch geräumt werden und die neuen Eigen-
tümer die Wohnung auch nutzen können. Eine aus-
schließliche Orientierung am Zins ist nur bei
Neubauten möglich, da die Mieten sonst viel zu
niedrig sind.
2. Verlauf der Wohnungsprivatisierung
Von allen sozialistischen Staaten in Europa hatte
Russland den höchsten Staatsanteil im Wohnungs-
wesen. Während er am Ende der staatsozialisti-
schen Ära in Ungarn 23, in Polen 35, in Slowakien
25 und in Tschechien 38 Prozent betrug, lag er in
der Russischen Föderation bei 67 Prozent. Bei den
restlichen 30 Prozent handelte es sich vorwiegend
um Eigentum von Genossenschaften (vgl. Andrusz
1992) und um Einzelhäuser auf dem Lande, wo nie
ein nennenswerter staatlicher Wohnungsbau statt-
gefunden hatte. Der Staatsanteil an Wohnraum war
also vor allem in den Städten konzentriert und lag
dort bei ca. 85 bis 90 Prozent.
Die extrem große Bedeutung des Staatssektors in
Russland ist mit der forcierten Industrialisierung
seit den 20er Jahren zu erklären, die einen massen-
haften Neubau von Wohnungen an den industriel-
len Schwerpunktorten erforderte und vom Staat
durchgeführt wurde. Die Neubautätigkeit, die seit
den 50er Jahren selbst zunehmend industrialisiert
wurde, war in den Städten konzentriert, während
man auf dem Land traditionell in Einzelhäusern,
die den jeweiligen Familien gehörten, mit geringem
Komfort wohnte. Da die Neubauten einen höheren
Standard boten, wurden sie in der stürmischen Ur-
banisierungsphase bis in die 70er Jahre gerne ange-
nommen – auch, weil die Wohnkosten in Russland
wie in der gesamten Sowjetunion vor der Reform
extrem niedrig und mit einem sehr geringen Teil der
Haushaltseinkommen zu bestreiten waren. Im
staatlichen Wohnungsbestand in Sowjetrussland
wohnte man faktisch kostenlos.
Der Privatisierungsverlauf in St. Petersburg unter-
scheidet sich von anderen russischen Großstädten
nicht prinzipiell (vgl. Andrusz 1993; Trushchenko
1993; Bystrova/Eremicheva 1995; Chernykh 1995;
Szelenyi 1996; Struyk 1996). Nach einer Anlauf-
phase (von Juni an), in der an die Bewohner nur ei-
ne begrenzte Wohnfläche pro Person kostenlos ab-
gegeben wurde und für über diesem Limit liegende
Fläche bezahlt werden musste (vgl. Struyk/ Kosare-
va 1994), galt seit Ende 1992 ein Gesetz, das die
kostenlose Eigentumsprivatisierung ohne Flächen-
begrenzung zuließ. Jede Person, die in einer Woh-
nung ordnungsgemäß registriert war, also über eine
„Propiska“1 verfügte, konnte nun einen Antrag
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Tabelle 1 Eigentümerstruktur im Wohnungswesen in mittels und osteuropäischen Ländern vor der Reform (in % des
Wohnungsbestandes)
Staat Genossenschaften Privatbesitz Sonstige
Russische Föderation (1990) 67 4 26 3
Tschechische Republik (1988) 38 18 41 3
Slowakische Republik (1988) 25 20 53 2
Polen (1990) 35 25 40
Ungarn (1990) 23 6 71
Bulgarien (1985) 16 0,5 83,5
(Quelle: Struyk 1996: 196)
1 Die Propiska, die Registrierung in einer bestimmten
Wohnung, war ein sowjetisches Verwaltungs- und Kon-
trollinstrument, das, wenn auch gelockert, in der postsow-
jetischen Ära noch administrative Praxis ist. Sie war bzw.
stellen, diese Wohnung ohne finanzielle Gegenleis-
tung in persönliches Eigentum umzuwandeln. Ob-
wohl es sich bei den Wohnungen je nach Zustand,
Größe und Lage um unterschiedliche, in jedem Fall
aber beachtliche Werte handelt, wurde die Privati-
sierungswelle zunehmend flacher. Während am An-
fang der Privatisierung im Jahr 1992 nur wenige
Tausende Wohnungen pro Quartal privatisiert wur-
den, stieg dieser Wert bis zum 4. Quartal 1993 auf
53.600 an. Ende 1995 war jedoch wieder das Ni-
veau von Anfang 1992 erreicht (vgl. Nedvizhimost’
Peterburga 1995: 8).
Die Wohnung war per Gesetz zwar wieder zur Wa-
re geworden, die auf dem Markt getauscht und
auch vererbt werden konnte, doch entwickelten
sich die Verhältnisse nicht so, wie es nach dem
Lehrbuch der Marktwirtschaft und dem Drehbuch
der Fall hätte sein müssen, das die amerikanischen
Berater des russischen Wohnungsministeriums für
die Systemtransformation geschrieben hatten. Die
Konturen dieser „Deformationen“ zeichneten sich
bereits lange vor der späteren massiven Finanzkrise
ab und äußerten sich in einem starken Rückgang
der Privatisierungsfälle.
Bis dahin waren immerhin fast die Hälfte aller
Wohnungen (41%) in Privateigentum übergegan-
gen. Vor allem Personen und Familien, die eine ab-
geschlossene Wohnung alleine bewohnten und die
mit dem Zustand dieser Wohnung einigermaßen zu-
frieden waren, hatten in der ersten Privatisierungs-
phase zugegriffen. Die Mehrheit der Bevölkerung
jedoch verhielt sich abwartend. Zwar liegen keine
Zahlen zur regionalen Streuung der Privatisierungs-
fälle im Stadtgebiet vor, aber nach Expertenaussa-
gen wurde die Privatisierung in dieser ersten Phase
häufiger für Altbauwohnungen im Zentrum bean-
tragt, während der Wunsch nach Eigentumsüber-
tragung in den Plattenbauten der Stadterweite-
rungsgebiete aus kommunistischer Zeit nicht so
ausgeprägt zu sein scheint. Die wichtigsten Gründe
dafür sollen im folgenden beschrieben werden.
3. Privatisierungshemmnisse
Für den inzwischen langsamen Verlauf der Woh-
nungsprivatisierung können drei Ursachenkomplexe
benannt werden: zum ersten die Kosten-Nutzen-
Überlegung zwischen Mieter- und Eigentümer-Da-
sein, dann die Unsicherheit darüber, welche Rechts-
vorschriften für die Bewohner auf Dauer gelten
würden, und schließlich das komplizierte Problem,
wie die Zwangswohngemeinschaften der Sowjetzeit
aufgelöst werden könnten.
3.1 Kosten-Nutzen-Überlegungen
Zu sowjetischen Zeiten hatten Mieter eigentums-
ähnliche Nutzungsrechte über ihre Wohnungen:
Miete und Nebenkosten waren niedrig, Kündigun-
gen waren selbst bei Nichtzahlung der Miete nicht
durchsetzbar2. Die Wohnrechte konnten vererbt
werden, da sich das Nutzungsrecht auf Verwandte
und Nachkommen erstreckte, wenn diese in der
Wohnung gemeldet waren.
Die Wohnungsprivatisierung ist als nur ein, wenn
auch wichtiger Teil eines Reformpaketes zu verste-
hen, das zu Beginn der 90er Jahre in Gang gesetzt
wurde und das die immer noch problematische
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum auf
ein anderes Prinzip, in dem die Marktelemente
kontinuierlich mehr Gewicht bekommen, umstel-
len sollte.3 Der ursprüngliche Plan sah vor, die von
den Haushalten zu tragenden Wohnkosten schritt-
weise bis zum Jahre 1998 auf 100 % der realen
Kosten zu erhöhen, wobei die Belastung jedoch
keinen höheren Wert als 20 % des Familienein-
kommens erreichen sollte. Bei Übersteigen dieser
20 %-Grenze sollte den Haushalten Wohngeld ge-
zahlt werden.
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ist im Inlandspass eingetragen und berechtigte den Besit-
zer zum Aufenthalt in der Stadt, zur Arbeitsaufnahme, zur
Eheschließung und zur Nutzung der sozialen Infrastruk-
tur. Ohne Propiska war ein normales Leben unmöglich, es
drohten sogar Deportation bzw. Bestrafung (vgl. auch:
Voronkov 1997).
2 Die Mieten wurden in der Sowjetunion 1928 auf 13,2
Kopeken pro Monat und Quadratmeter festgelegt und
blieben im großen und ganzen bis 1994 unverändert.
Durch die Einkommenszuwächse ab Ende der 80er Jahre
wurden Mieten und kommunale Dienstleistungen sogar
relativ billiger. Die kommunalen Versorgungsdienstleis-
tungen wurden zu 80 bis 90 Prozent subventioniert. Da es
auch bei Verweigerung der Mietzahlung keine Möglich-
keiten zur Kündigung eines Mietverhältnisses gab, fielen
jährlich etwa 10% der gesamten Mieteinnahmen aus.
3 Trotz umfangreicher Neubauprogramme konnte die
Stadtverwaltung von St. Petersburg den Bedarf an Woh-
nungen nie decken. Dies hat vor allem seinen Grund in
der starken Bevölkerungszunahme, die das ganze 20. Jahr-
hundert anhielt und nach kriegsbedingten Einbrüchen
(insbesondere wegen der Evakuierung während der Blo-
ckade durch die Deutschen) bis Ende der 80er Jahre an-
dauerte. Die Wartelisten für die Zuteilung von Wohnraum
waren dementsprechend immer sehr lang, weshalb von ei-
nem genügend starken Anreiz für die Entwicklung eines
Wohnungsmarktes ausgegangen wurde.
Da sich weder die Masseneinkommen noch die öf-
fentlichen Haushalte nach Plan entwickelt haben,
wurde die Laufzeit des Subventionsabbaus bereits
1996 bis zum Jahr 2004 verlängert. Faktisch hat
sich gegenüber der kommunistischen Ära bis heute
keine nennenswerte Änderung für die Mieter städti-
scher Wohnungen ergeben; das Haushaltsbudget
wird also durch Mieten und Nebenkosten nach wie
vor nur relativ gering belastet. Renovierungsarbei-
ten und Kosten für Schadensbehebungen werden
bis heute, wenn auch auf niedrigem Niveau und mit
langen Wartezeiten verbunden, auf Kosten der
Stadt durchgeführt. Im Falle der Privatisierung
müssten solche Kosten jedoch vom Eigentümer ge-
tragen werden. Die Entscheidung, eine Eigentums-
übertragung nicht zu beantragen, beruht daher
nicht selten auf der Überlegung, dass die finanzielle
Belastung für die Unterhaltung einer privatisierten
Wohnung erheblich höher wäre als für eine Miet-
wohnung, ohne dass nennenswerte Unterschiede in
den Nutzungsrechten erkennbar sind.
Die Idee, man könne einen Teil der Kosten, die
Staat und Gemeinde für die Wohnungen aufzubrin-
gen haben, durch einkommensabhängige Mietanhe-
bungen refinanzieren, scheiterte bereits am Fehlen
eines wirksamen und verlässlichen Besteuerungssys-
tems. Kaum jemand deklariert ein so hohes Ein-
kommen, dass tatsächlich eine höhere Miete fällig
wird. Für die notwendige Bedarfsprüfung bei der
Wohngeldbemessung für die einkommensschwa-
chen Haushalte wären umfangreiche organisatori-
sche Umstrukturierungen in der staatlichen bzw.
kommunalen Wohnungspolitik für den Aufbau von
‚Wohngeldstellen‘ notwendig, die bislang nicht er-
folgt sind. Also blieb es bei den sehr niedrigen Mie-
ten.
3.2 Alte Rechte und neue Rechtsunsicherheit
Ein wichtiger Grund für die gehemmte Marktent-
wicklung ist die für weite Bevölkerungskreise völlig
unverständliche und nicht widerspruchsfreie
Rechtslage. So war lange Zeit nicht geklärt, ob und
wie eine Privatisierung von Kommunalka-Wohnun-
gen möglich war. Auch die Nutzung und Verfügung
über Immobilienflächen, die nicht als „Wohnraum“
definiert sind – also Treppenhaus, Keller, Dachbo-
den etc. – konnte nicht völlig geklärt werden, so
dass die Einrichtung von Eigentümergemeinschaf-
ten („condominiums“), die sich um die Gesamtpri-
vatisierung eines Hauses sowie um die Lösung von
Folgeproblemen kümmern könnten, verzögert wur-
de. Dies wiederum hatte einen Grund in der bis
heute nicht grundsätzlich entschiedenen Frage der
Wiedereinführung von Privateigentum an Grund
und Boden. Die Entscheidung für oder gegen eine
Eigentumsübertragung der eigenen Wohnung muss
also in einem Umfeld getroffen werden, das von
großer Unsicherheit geprägt ist. Unklare bzw. sich
widersprechende Informationen, die schwindende
Autorität der politischen Instanzen und eine geringe
Rechtssicherheit schaffen eine Atmosphäre des la-
tenten Misstrauens gegenüber gesetzlichen Neue-
rungen. Wer nicht über eine Wohnung verfügt, die
– wegen ihrer Lage, ihrer Größe und des Zustandes
– ohne Zweifel einen hohen Marktwert hat, verlässt
sich eher auf die alten Rechte als Mieter. Die auf
dem Markt realisierbaren (üblicherweise in US-
Dollar ausgewiesenen) Wohnungspreise sind be-
kannt; unbekannt und nicht kalkulierbar sind dage-
gen die Unkosten, die auf Eigentümer zukommen
können, etwa bei Reparaturen, Hausrenovierungen
oder größeren Schadensfällen, für die es keine Ver-
sicherungen gibt.4
Die von uns durchgeführten Interviews mit Bewoh-
nern und Experten lassen den Schluss zu, dass nur
solche Personen sich zur Privatisierung entschlie-
ßen, die über genügend Geld verfügen und sich da-
her auch für die Zukunft einen ausreichenden
Handlungsspielraum ausrechnen können – und die
gleichzeitig eine gewisse Vorstellung über die Ent-
wicklung des Immobilienmarktes haben, auf dem
sie ihrer eigenen Wohnung einen passablen Markt-
wert zuerkennen.
3.3 Revolutionäres Erbe: die Kommunalkas
Die Kommunalkas, Zwangswohngemeinschaften
mit mehreren Haushalten, die seit den 20er Jahren
bestehen, stellen eine Besonderheit dar. Viele der
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4 Die Zuständigkeit für Reparatur- und Renovierungs-
arbeiten richtet sich nach den Eigentumsverhältnissen. Da
Einzelwohnungen privatisiert werden, aber keine ganzen
Häuser plus Grundstück, sind die Rechtsverhältnisse und
Verantwortlichkeiten in den meisten Wohnhäuser unüber-
sichtlich. Einige Wohnungen können Kommunalkas sein,
in denen für jeden Raum eine andere Person bzw. Familie
das Nutzungsrecht besitzt, während Flur, Küche und Bad/
Toilette allen gemeinsam bzw. niemandem gehören; eine
andere Wohnung im Haus kann einem einzelnen Privat-
eigentümer gehören, Treppenhaus etc. gehören weiterhin
der Stadt. Zum Zwecke der Organisation von Instandhal-
tung und Renovierung wurden im Dezember 1993 per
Dekret des Präsidenten Regelungen für Eigentümer-
gemeinschaften festgelegt, in denen die Rechte der Privat-
eigentümer auf das Haus insgesamt ausgedehnt wurden
(vgl. auch: Lee u.a. 1998).
großen Altbauwohnungen in der Innenstadt, also in
den am höchsten bewerteten Wohnlagen, sind mit
Kommunalkas belegt5. Gerade dieser Wohnungs-
bestand ließe sich jedoch mit hohen Gewinnaus-
sichten zu Luxuswohnungen mit besonderem Flair
herrichten. Daher werden diese Wohnungen von
zahlungskräftigen privaten Käufern, Immobilienfir-
men und Maklern bevorzugt nachgefragt. „Entmie-
tete“ Gemeinschaftswohnungen werden von ihnen
modernisiert und selbst genutzt oder mit hohen Ge-
winnen weiterverkauft. Die Bewohner, insbesonde-
re in ihrer die Mobilität besonders beeinträchtigen-
den Wohnform der Kommunalka, sind dabei das
zentrale Hindernis. Das Problem ist also: wie kön-
nen diese Wohnungen privatisiert und leer auf den
Markt gebracht werden?
Bis Ende 1998 waren von der Wohnraumprivatisie-
rung die Bewohner der Gemeinschaftswohnungen,
der Kommunalkas, faktisch ausgeschlossen, denn
mit der Eigentumsübertragung mussten damals alle
Bewohner der Wohnung einverstanden sein, in der
sich das von der jeweiligen Person oder Familie ge-
nutzte Zimmer befand. Der legale Weg, eine Kom-
munalka-Wohnung in die Verfügung eines einzel-
nen Privateigentümers zu bringen, konnte nur darin
bestehen, jedem einzelnen Haushalt eine abge-
schlossene Wohnung im Tausch anzubieten. Die ex-
trem beengten Wohnbedingungen sollten nicht
durch die Übertragung einzelner Zimmer in Privat-
eigentum verstetigt werden.
Eine Vorstellung vom Umfang der ursprünglich
nicht privatisierungsberechtigten, weil in Kom-
munalkas lebenden Wohnbevölkerung gibt ein
Blick auf die Wohnraumverteilung in St. Petersburg
der 90er Jahre. 1995 lebten in der Stadt 4.805 Mio.
Personen in 1.515 Mio. Wohnungen (vgl. „Sankt-
Peterburg v cifrach“ 1996). Die durchschnittliche
Belegung der Wohnungen lag also bei 3,2 Personen.
Von jeweils einer Familie bewohnt waren 1.315
Mio. Wohnungen, in 200.044 Wohnungen wohn-
ten damals noch mehrere Familien, waren also
Kommunalkas. In ihnen lebten zu diesem Zeit-
punkt 23,8% der Bevölkerung (1.143 Mio. Per-
sonen). Kommunalkas, mit ihrer Mitte der 90er
Jahre durchschnittlichen Stärke von 5,71 Personen,
belegen Wohnungen unterschiedlicher Größe; es
gibt Kommunalkas mit zwei Zimmern, aber auch
solche in attraktiven 8- oder 10-Zimmer-Wohnun-
gen.
Die typische Kommunalka befindet sich in den
großzügigen Altbauten der Innenstadt, die mit ihrer
Architektur an die bürgerlichen Viertel von Paris,
Berlin oder Wien erinnern. Im historischen Zen-
trum hat die Hälfte der Wohnungen vier oder mehr
Räume, während dieser Größentyp in der Stadt ins-
gesamt lediglich 9,8% ausmacht. Liquide Personen
oder Immobilienfirmen, die seit Beginn der 90er
Jahre in großer Zahl entstanden, konnten – wie ge-
sagt – solche Wohnungen nur kaufen, wenn sie je-
der dort registrierten Familie eine abgeschlossene
eigene Wohnung besorgen und sie damit zum Aus-
zug veranlassen konnten. Diese Praxis, bei der letzt-
lich beide Seiten profitieren, war und ist weit ver-
breitet6. Von denjenigen Haushalten, die aus einer
Kommunalka auszogen, besaßen 78% hinterher ei-
ne abgeschlossene Wohnung, 22% zogen erneut in
eine Kommunalka (Struyk/Romanik 1995: 63).
4. Entstehung eines Marktes
Die Einführung von Marktprozessen per Dekret ist,
wie inzwischen auch vielfach empirisch belegt wor-
den ist (Schrader 2000), nicht möglich. Neben den
der Änderung der moralischen Orientierungen und
Mentalitäten von Funktionären und der ‚normalen‘
Bevölkerung stellt der Aufbau eines neuen Institu-
tionensystems eine wesentliche Voraussetzung da-
für dar – aber nicht nur der Aufbau neuer, sondern
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5 Schlögel (1991: 139f) bezeichnet die Kommunalkas, die
es zwar nicht nur in St. Petersburg gibt, aber dort eine be-
sonders häufige Wohnform darstellen, als „Kern einer
neuen Subkultur“, die nach der Revolution entstand: „Es
ist die ehemalige Sechs- oder Achtzimmerwohnung in ei-
nem soliden Wohnhaus mit geräumigem Treppenhaus, ho-
hen Räumen, Flügeltüren und unverwüstlichem Parkett,
die sich nun der neue ‚Hegemon‘ und die ‚Ehemaligen‘ tei-
len. Wo vorher eine Familie lebte, leben nun mehrere, Tür
an Tür. Es ist der Raum, in dem das Intimste öffentlich
wird, wo aber auch Notgemeinschaften wachsen. (. . .)
Das ehemals bürgerliche Petersburg wird zum Gehäuse
für einen völlig neuen Typus von Kohabitation.“ Die Be-
liebtheit dieser Art der Zwangskohabitation hielt sich aber
in Grenzen, da die Mieter keinen Einfluß auf die Zimmer-
belegung haben und sich bis zu 30 Personen eine Toilette,
ein Bad und eine Küche teilen müssen (vgl. dazu auch:
Boym 1994, Gerasimova 1998).
6 Seit 1998 gibt es die Möglichkeit der Privatisierung von
einzelnen Zimmern in Kommunalkas auch ohne Zustim-
mung der Nachbarn (Rossijskaja gazeta, 12.11.1998 und
13.11.1998). Damit soll die krasse Ungleichbehandlung
von Mietern abgeschlossener und gemeinschaftlich ge-
nutzter Wohnungen aufgehoben werden. Eine mögliche
Folgewirkung dieses Gesetzes könnte jedoch darin beste-
hen, dass sich die derzeitigen Mieter aus Sicherheitserwä-
gungen zur Privatisierung ihres Zimmers entschließen und
nicht mehr auf Angebote zur Umsiedlung in eine eigene
Wohnung warten wollen.
auch der Ab- und Umbau der alten Institutionen.
Wie ‚alte‘ Institutionen und Mentalitäten sowie das
Fehlen von neuen Komplementärinstitutionen die
Funktionsfähigkeit einer neuen Institution beein-
trächtigen können, lässt sich an der Entstehung ei-
nes Wohnungsmarktes in Russland zeigen.
Der Entstehungsprozess eines kapitalistischen
Immobilienmarktes in Russland wird dadurch ge-
bremst, dass sowjetische Formen der Wohnungs-
zuteilung weiterbestehen, von denen der Tausch-
markt der wichtigste ist. Formell wurde in der
Sowjetunion die Verteilung der Wohnungen admi-
nistrativ organisiert, indem Wartelisten angelegt
und die Wohnungen den Haushalten nach Bedürf-
tigkeit bzw. nach gesellschaftlichen Verdiensten
(z.B. für ‚Helden‘ des 2. Weltkriegs) zugewiesen
wurden. Die Wartelisten waren sehr lang, die
durchschnittliche Wartezeit betrug acht bis zehn
Jahre, sofern man sich nicht auf irgendwelche
Privilegien berufen konnte. Häufig war die Woh-
nungszuteilung an den Antritt einer Arbeitsstelle
gekoppelt, sei es in der Produktion, an einer wissen-
schaftlichen Einrichtung oder bei einer Institution
des Staates, der Partei oder einer der Massenorgani-
sationen, die alle über eigene Wohnungskontingen-
te verfügten.
Unterhalb dieser administrativen Ebene hatte sich
ein intensiver Tauschmarkt entwickelt, der entwe-
der zwischen den Partnern direkt oder von quasi-
amtlichen Agenturen organisiert wurde. Zusätzlich
waren informelle oder illegale Makler („Vermitt-
ler“) tätig, deren Transaktionen Marktcharakter
hatten, da bei Wertungleichheit der zu tauschenden
Wohnungen Ausgleichszahlungen geleistet wurden.
Obwohl derartige Tätigkeiten offiziell verboten wa-
ren, wurden sogar Maklercourtagen bezahlt. Damit
wurde die weitgehende Immobilität, die sich aus
Wohnungsknappheit und der administrativer Be-
wirtschaftung zwangsläufig ergab, bereits zu Sow-
jetzeiten teilweise aufgelockert.
Diese Protoformen marktwirtschaftlicher Trans-
aktionen wurden zwar Anfang der 90er Jahre lega-
lisiert, hatten jedoch nicht automatisch die Entste-
hung eines funktionierenden Immobilienmarkts zur
Folge. Der springende Punkt ist, dass ein Markt,
selbst wenn alle rechtlichen, institutionellen und
ökonomischen Voraussetzungen gegeben sind, nur
dann entstehen kann, wenn eine Verfügungsreserve
an Wohnungen besteht, die Mobilität erlaubt, und
wenn Angebot und Nachfrage genügend groß und
die Kapitaldecke unter den potentiellen Wohnungs-
nutzern ausreichend sind. Derartige Voraussetzun-
gen sind in St. Petersburg wie in ganz Russland –
mit Ausnahme vielleicht Moskaus – jedoch nicht
gegeben, da sowohl Kapital- als auch Wohnungs-
mangel herrschen. Zwar bildeten sich zu Beginn
der 90er Jahre Preise auf Dollarbasis, so dass
Wohn- und Büroraum auch auf dem internationa-
len Immobilienmarkt wertmäßig vergleichbar wur-
de und damit eine wichtige marktwirtschaftliche
Forderung erfüllt war (vgl. Limonov/Renard 1995),
doch mangelte es dem Markt an Dynamik, da sich
insgesamt zu wenig liquide Käufer fanden.7 Auch
auf der Angebotsseite bestehen nach wie vor große
Engpässe, denn – noch – existiert kein nennenswer-
ter Bestand an leeren Wohnungen, mit dem der
Handel hätte beginnen können; die zweite Möglich-
keit, den Immobilienmarkt von der Angebotsseite
her zu entwickeln, der Wohnungsneubau, spielt bis
heute keine tragende Rolle und wird daher hier
nicht weiter betrachtet.8 Daher ist nur verständlich,
dass die sowjetische Praxis des Tauschmarktes un-
terhalb des offiziellen Immobilienmarktes mit sei-
nen hohen Preisen (auf Dollarbasis) weiter bestehen
blieb, denn hier sind – wenn überhaupt – nur gerin-
ge und vor allem einheimische Geldmittel, also Ru-
bel, notwendig9.
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7 Die Preisentwicklung war in den ersten beiden Jahren
der kostenlosen Privatisierung stürmisch. Zwischen Janu-
ar und Dezember 1993 stieg in St. Petersburg der durch-
schnittliche Quadratmeterpreis einer Wohnung von 230
auf 355 US-Dollars, also um 54% (nach ‚Smena‘ vom
5.1.1994). Danach beruhigte sich die Preisentwicklung,
um sich nach dem Kursverfall des Rubel seit August 1998
in die Gegenrichtung zu bewegen.
8 Neubau von Mietwohnungen fand bis in die Mitte der
90er Jahre noch überwiegend unter der Regie der Stadt-
verwaltung statt; auch die Wohnungen wurden noch nach
dem alten System der Wartelisten vergeben. Die Neubau-
leistungen sind jedoch seit Beginn der Reformen stark zu-
rückgegangen. Von 1985 bis 1992 hat sich der Wohnungs-
neubau durch Staat und Genossenschaften um fast die
Hälfte verringert (vgl. Bystrova/Eremicheva 1995,200).
Die Bedienung per Warteliste ist vor diesem Hintergrund
noch hoffnungsloser geworden, denn bereits 1990 standen
in Rußland 25% aller städtischen Haushalte auf solchen
Wartelisten – Ausdruck einer extremen Überbelegung in
den bisherigen Wohnungen (vgl. Andrusz 1993: 79). Viele
der Wartelisten wurden daher einfach geschlossen, wo-
durch Anwartschaften einfach verfielen. Das Engagement
von privaten Immobilienfirmen, überwiegend aus dem
Ausland, spielt beim Wohnungsneu bisher noch keine
quantitativ bedeutsame Rolle. Seit 1997 haben sich jedoch
vermehrt Genossenschaften gebildet, die sich im Woh-
nungsneubau an den Stadträndern engagieren.
9 Vom Beginn der Privatisierung bis zur Finanzkrise im
August 1998 betrug ein durchschnittliches Monatsein-
kommen auch höherer Angestellter umgerechnet etwa
120 US $. Danach waren es nur noch etwa 60 bis 70 US $.
Damit ist deutlich, dass die Preisentwicklung auf dem
Da ein Handel mit Neubauwohnungen angesichts
der Mitte der 90er Jahre praktisch zum Erliegen ge-
kommenen Bautätigkeit nicht in Frage kam, musste
der Markt mit Bestandswohnungen bedient wer-
den, woraus sich starker Druck auf die Räumung –
das Leerziehen – von attraktiven Wohnungen er-
gab. Trotz Wohnungsknappheit kommen Wohnun-
gen aus verschiedenen Gründen auf den Markt.
Freigewordene Einheiten gehörten und gehören bei-
spielsweise Emigranten oder Personen, die eine
Wohnung geerbt haben und nicht selbst darin woh-
nen wollen, oder solchen, die ihre Wohnverhältnis-
se bzw. ihre Liquidität verbessern wollen und daher
ihr Wohnrecht verkaufen10.
Eine andere Quelle für ein marktförmiges Woh-
nungsangebot sind geräumte, ‚entsiedelte‘ Kom-
munalka-Wohnung, nachdem die ehemaligen Mie-
ter in von den neuen Eigentümern zur Verfügung
gestellte abgeschlossene Wohnungen umgezogen
sind. Wenn sie einmal leergezogen und wieder zu
den originalen Wohneinheiten zusammengefügt
sind, werden diese großen Wohnungen typischer-
weise das Eigentum eines Investors, der die Räume
in qualitativ hochwertige Apartments oder Büros
umwandelt, unter Umständen auch an ausländische
Gesellschaften verkauft. Eine derartige Umwand-
lung von Wohnraum macht hohe Gewinne mög-
lich.
Angesichts des relativ kleinen Bestandes an leeren
Wohnungen entfaltet das Marktgeschehen – trotz
der ja nicht ganz niedrigen Privatisierungszahlen –
bisher nur geringe Dynamik. Ein sehr wichtiger
Grund für die verzögerte und unübersichtliche Ent-
wicklung eines Wohnungsmarktes ist außerdem,
dass die Praktiken des informellen und formellen
Wohnungsmarktes ineinander übergehen und sich
oft bedingen, obwohl die verschiedenen Transakti-
onsarten völlig unterschiedliche Rechtsfolgen ha-
ben.
Zweiseitige Tauschaktionen oder auch Ketten-
tauschgeschäfte, in denen die Wünsche vieler
Tauschwilliger koordiniert werden müssen, werden
von Agenturen gegen eine Gebühr vermittelt – sei
es zum Zwecke der Wohnraumbeschaffung, sei es
zum Zwecke der Marktspekulation. Die Agentur
bringt die Tauschpartner zusammen und schließt
mit ihnen die Verträge ab. Sie hilft bei der Fest-
legung des Tauschwerts, bei der Aushandlung et-
waiger Ausgleichszahlungen und übernimmt die
rechtlichen Schritte (z.B. Notariat, Einwilligung
der kommunalen Behörden). Wertdifferenzen wer-
den schwarz „ausgeglichen,“ um die Steuerlast zu
vermindern bzw. um den Kauf überhaupt zu ver-
schleiern. Tausende von Maklerfirmen haben sich
inzwischen in Russland etabliert, die Tausch-
geschäfte, aber auch bereits privatisierte Leerwoh-
nungen anbieten.
Daraus, dass es in St. Petersburg – wie in Moskau –
eine zahlungskräftige Nachfrage nach repräsentati-
ven Wohnungen gibt, solche angesichts der großen
Knappheit jedoch leer nicht verfügbar sind, ergibt
sich eine Spannung, die häufig der Anlass für die
Kriminalisierung von Transaktionen auf dem ent-
stehenden Wohnungsmarkt ist. Da der Verkauf von
leerstehenden Wohnungen ein sehr ertragreiches
Geschäft ist, hat sich im Bereich der „Entmietung“
eine unübersichtliche und zum Teil kriminelle
Grauzone entwickelt, die von den Behörden und
der Polizei kaum kontrolliert und reguliert werden
kann, zumal diese Stellen nicht selten selbst in der-
artige Transaktionen verwickelt sind. Kann eine
freiwillige Räumung der Wohnung nicht erreicht
werden, werden verschiedenste Tricks oder Gewalt
angewandt, um über eine leere Wohnung verfügen
zu können. Beispielsweise lassen sich Makler als
Bewohner registrieren, nachdem sie dem oder den
in der Wohnung Gemeldeten das Wohnrecht und
damit das Privatisierungsrecht abgekauft haben.
Insbesondere ältere oder hilflose Personen werden
unter falschen Versprechungen aus ihren Wohnun-
gen gelockt und landen dann nicht selten in der Ob-
dachlosigkeit (vgl. Andrusz 1996). Die Angst, die
Wohnung ohne adäquaten Ersatz los zu werden
oder gar das Leben zu verlieren, fördert eine sehr
vorsichtige, konservative Haltung und dadurch Im-
mobilität. Viele wollen in dieser Atmosphäre der
Unsicherheit lediglich ihr Wohnrecht bewahren und
wie gewohnt leben, weshalb sie häufig sogar die
staatliche Kontrolle über den Wohnungsbestand
wieder herbeiwünschen.
Ältere Menschen, die sich durch den Verkauf ihres
Wohnrechtes gegen eine Leibrente eine Aufbes-
serung ihrer schmalen Rente verschaffen wollten,
hatten häufig eine auffällig kurze Restlebenszeit. Je-
denfalls war in den Jahren 1993 bis 1996 die Presse
voll mit Meldungen über Gewalttaten im Zusam-
menhang mit Wohnungstausch oder -kauf, und
drastische Schauergeschichten darüber kursierten
in den Nachbarschaften. Die Wohnungsprivatisie-
rung wurde von einer verunsicherten Bevölkerung
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Wohnungsmarkt nicht in einen Zusammenhang mit der
Einkommensentwicklung gebracht werden kann.
10 Die aus westlichen Ländern bekannten Motive für Im-
mobilientransaktionen in einer Marktökonomie (Arbeits-
platzwechsel, Veränderungen der Haushaltszusammenset-
zung, Einkommensveränderungen) haben auf diesem
rudimentären Markt noch wenig Bedeutung.
daher mehr und mehr als Quelle unkalkulierbarer
Risiken wahrgenommen.
Bereits auf dem informellen Tauschmarkt ist der
Umgang mit fiktiven Titeln (Scheinehen, Adoptio-
nen, fiktiven Arbeitsstellen) weit verbreitet, um an
auf andere Weise nicht beizubringende Wohn-
berechtigungen zu kommen. Diese Praktiken wer-
den – zum Teil notwendigerweise – in den Immobi-
lienmarkt überführt, weshalb der Grat zwischen
Anpassung an bürokratische Forderungen und kri-
minellen Praktiken oft sehr schmal ist. Personen,
die sich auf informelle Transaktionen einlassen, für
ihre Leistung aber keine Gegenleistung bekommen,
können meist keinen Rechtsschutz beanspruchen,
da sie sich bei der Offenlegung des Falles selbst in
Schwierigkeiten bringen und unter Umständen
strafbar machen würden. Die Zeitungen sind seit
den ersten Privatisierungsfällen voll von Beispielen
krimineller Aneignung von Wohnraum, so dass die
Überzeugung, der ganze Wohnungsmarkt sei krimi-
nell, in St. Petersburg weit verbreitet ist.11 Dies trug
nicht gerade zur Dynamisierung der Marktentwick-
lung bei.
5. Unterschiedliches Recht und fehlende
Institutionen
Außer der Kriminalisierung und Informalisierung
des Immobilienmarktes bremsen Probleme des neu-
en Rechtssystems den Prozess der Wohnprivatisie-
rung: Zum einen sind die alten Rechtsauffassungen
noch fest in den Erwartungen der Stadtbevölkerung
verankert, denen zufolge eine Wohnung als Sozial-
gut mit unveräußerlichen Nutzungsrechten verstan-
den wird. Alte (sowjetische) und neue (kapitalisti-
sche) Rechtsdefinitionen stehen sich gegenüber
bzw. bestehen offenbar nebeneinander, doch regeln
sie Rechte unterschiedlicher Qualität: das substan-
tielle Recht auf Nutzung hängt am Gebrauchswert
der Wohnung, während das formale Recht an die
universelle Verfügbarkeit des Privateigentums ge-
knüpft ist. Moralische und formal-rechtliche Er-
wartungen und ihre jeweilige rechtliche Verortung
geraten dabei miteinander in einen unauflöslichen
Konflikt und führen zu erheblicher Verunsicherung
der Bewohner.
Viele Gründe, die für ein Abwarten bzw. die Zu-
rückhaltung gegenüber der Privatisierung der eige-
nen Wohnungen sprechen, haben ihre Ursache
darin, dass es in Russland noch keine Institutionen-
ordnung gibt, die auf das individuelle Grundeigen-
tum zentriert ist. Eigentumsorientierte Institutionen
befinden sich derzeit erst im Aufbau: ein Grund-
buchsystem, fachlich versierte Anwälte, Notare
und Gerichte, Hypothekenrecht und Kreditsiche-
rung, Bausparkassen oder Investitionsfonds – all
das ist bis heute nur rudimentär vorhanden. So lan-
ge diese Institutionen nicht aufgebaut sind und zu-
verlässig funktionieren, wird das Privatisierungs-
angebot nur von bestimmten Personenkreisen und
weithin zögernd angenommen. Der Aufbau von
Steuersystem und Finanzbürokratie als Teil einer
umfassenden institutionellen Ordnung steht eben-
falls noch aus.
6. Die Perpetuierung von Privilegien
Durch die Privatisierung ist eine Mobilität in Gang
gekommen, die räumlich und sozial zu neuen Struk-
turen führt. Gerade weil die Privatisierung bei etwa
der Hälfte des Wohnungsbestandes ins Stocken ge-
raten ist, stellt sich die Frage nach der sozialen und
räumlichen Verteilung der privatisierten Wohnun-
gen. Aufgrund der bisher vorgestellten Verläufe und
der unterschiedlichen Interessen im Privatisierungs-
prozess wollen wir zum Abschluss zwei Fragen zu
beantworten versuchen: Wer hat sich rasch zur Pri-
vatisierung entschlossen – und warum? In welchen
Teilen der Stadt erreicht die Privatisierung ihre
höchste Dynamik?
1990 hatten sich in einer Umfrage ca. 70 Prozent
der Befragten bereit gezeigt, eine Wohnung zu er-
werben, und zwar entweder auf dem freien Markt
oder als Kauf vom Staat (Bystrova/Eremiceva 1995:
192). Dies stellte, da es damals noch keine recht-
lichen Regelungen für die Privatisierung gab, je-
doch nur eine sehr allgemeine Willensbekundung
dar. Die damals starke Unterstützung des Privatisie-
rungsprojekts durch die Bevölkerung lässt sich aber
74 Zeitschrift für Soziologie, Jg. 30, Heft 1, Februar 2001, S. 65–78
11 Über den Umfang solcher Machenschaften lässt sich
nur spekulieren. Allerdings wurden, laut Aussagen aus der
Stadtverwaltung, der städtischen Kriminalbehörde bis En-
de 1995 mehrere Tausend Fälle von Rechtsbeugung im
Zusammenhang mit Wohnrechtsfragen gemeldet. Verfolgt
man die Zeitungsmeldungen, so wird deutlich, dass in den
wenigsten Fällen der kriminellen Entmietung rohe Gewalt
angewandt wird, sondern dass sie häufig auf geschickter
Ausnutzung von Gesetzeslücken bzw. von widersprüchli-
chen Rechtsansprüchen einzelner Personen in langen, un-
übersichtlichen Tausch- und Vertragsketten beruht. Auch
Korruption ist nicht selten im Spiel, von seiten der Betei-
ligten wie der Behörden und der Polizei. Verschärft wird
die Situation durch die unzulängliche Informationslage
über die sich rasch ändernden Rechtsvorschriften einer-
seits, andererseits durch die fiktive Bewertung der fragli-
chen Wohnung, von der im Prinzip alle Beteiligten pro-
fitieren sollen.
daran ablesen. Allerdings wurde, wie gezeigt, diese
hohe Bereitschaft nicht in vergleichbarem Ausmaß
in tatsächliche Privatisierungen umgesetzt. Bei den-
jenigen, die schon in einem frühen Stadium zugrei-
fen und die Privatisierung beantragen wollten, zeig-
te sich in einer anderen Umfrage bereits 1992 ein
deutliches soziales Profil: Danach fanden sich unter
den Antragstellern im Privatisierungsbüro eines St.
Petersburger Bezirks überdurchschnittlich viele
Pensionäre und Angestellte mit höherer Bildung
(vgl. Bystrova/Eremicheva 1995: 192/93). Die
Überrepräsentation von Rentnern und akademisch
Gebildeten lässt sich vor dem Hintergrund unserer
Interviews wie folgt erklären. Bei den älteren Priva-
tisierungswilligen scheint es sich vor allem um eine
Eigentumsbildung „für alle Fälle“ zu handeln, d.h.
sie wollen eine Chance wahren, ohne dass sie selbst
die damit verbundenen merkantilen Probleme lösen
müssten, sondern diese gleichsam – per Vererbung
– an die nächste Generation weitergeben können.
Bei den höheren Angestellten bilden andere Erwä-
gungen den Grund für ihre Bereitschaft zur Privati-
sierung. Zum einen gehören sie als Nutzer von
kommunalen Auskunftseinrichtungen und als Leser
von (Fach-)Zeitschriften zu den besser informierten
Bevölkerungskreisen, die die Vor- und Nachteile
besser einschätzen können; aus ihrer sozialen Kom-
petenz erwächst möglicherweise Vertrauen in die
Unumkehrbarkeit des Reformprozesses, wenn sie
sich über die Wertsteigerungen einer Immobilie im
beginnenden Marktprozess informieren – trotz aller
gegenwärtigen Unklarheiten über Begleit- und Fol-
gekosten. Des weiteren gehörte ein nicht geringer
Teil von ihnen zur früheren städtischen Funktions-
elite, die im System der staatlichen Wohnraumver-
gabe bevorzugt wurde; daher bewohnen sie heute
im Durchschnitt die besseren (=wertvolleren)
Wohnungen. Diese kostenlos als Privateigentum
übernehmen zu können, sichert also ein früher er-
worbenes Privileg auch unter veränderten gesell-
schaftlichen Bedingungen.12
Mit aller Vorsicht, die bei einer Interpretation von
Einkommen und Gehältern in Russland notwendig
ist, lässt sich behaupten, dass der Entschluss für ei-
ne Privatisierung nicht vom aktuellen Einkommen
abhängig ist (vgl. Tabelle 2). Das Pro-Kopf-Ein-
kommen neuer Wohneigentümer wich in St. Peters-
burg in der Hochphase der Privatisierung – ent-
gegen den Befunden von Daniell u.a. (1994), die
ihre Untersuchungen vor allem in Moskau ange-
stellt haben – nicht in signifikanter Weise von dem
der Bewohner staatlicher oder genossenschaftlicher
Wohnungen ab. Dies stützt die These, dass nicht die
Einkommenshöhe, sondern die Qualität der Woh-
nung und die sozialen Kompetenzen bzw. das
Vertrauen auf eine positive zukünftige Wertent-
wicklung ausschlaggebend für die Privatisierungs-
entscheidung waren und sind.13
Die unterschiedliche Qualität der Wohnungen
schlug sich während der sowjetischen Zeit nicht in
unterschiedlichen Mietpreisen nieder, und die Woh-
nungen wurden auch nicht nach Einkommenskrite-
rien zugeteilt. Die Zuteilung einer größeren, bes-
seren oder abgeschlossenen Wohnung war ein
Instrument nicht-monetärer Belohnungen bzw. Pri-
vilegierungen, dessen Gebrauch der meritokrati-
schen Struktur der Sowjetgesellschaft entsprach
und diese befestigte. Heute macht sich das buch-
stäblich bezahlt, denn es sind nur die besseren und
vor allem die zentral gelegenen Wohnungen, die un-
ter den gegenwärtigen Bedingungen auf dem Markt
angeboten werden können.
Die (sowjetische) qualitative Ungleichheit der Woh-
nungsversorgung wird also in (postsowjetische) ma-
terielle Ungleichheit transformiert – ein Prozess, der
noch verstärkt wird durch die unterschiedlich ver-
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Tabelle 2 Pro-Kopf-Jahres-Einkommen (in 1.000 Rubel) nach Wohnungsgröße und Eigentumsart in St. Petersburg
(1995)13
Eigentümer Kommunalkas 1 Raum 2 Räume 3 Räume u. mehr 1-Familienhaus
staatlich/kommunal 449 444 500 577
genossenschaftlich 456 509 539
privatisiert 492 496 578 868
(Quelle: Protasenko 1996)
12 Forschungsergebnisse zu diesem Aspekt der Privatisie-
rung liegen für Russland auf Moskau bezogen vor
(Trushchenko 1993), wo sich deutlich zeigt, dass Sied-
lungs- und Wohnungsbelegungsmuster Statuskriterien
folgten und sich sozio-ökonomisch ausdifferenzierten,
was sich nach der Eigentumsübertragung verstetigt.
13 Die absolute Höhe der hier angegebenen Einkommen,
die offenbar aus der Zeit vor den Währungsreformen
stammen, ist hier nicht von Belang; für unsere Argumenta-
tion interessieren nur die Relationen.
teilten sozialen Kompetenzen, die gerade in einer
Übergangsgesellschaft besondere Bedeutung erlan-
gen. Diejenigen, die aufgrund ihrer sozialen Stellung
und ihrer Bildung die Fähigkeit haben, Chancen zu
erkennen und entsprechende Aktivitäten zu entfal-
ten, haben im Fall der Wohnungsprivatisierung zu-
gleich häufig den materiell stärkeren Anreiz dazu.
Dies gilt insbesondere dann, wenn sie über Wohnun-
gen verfügen, bei denen die Privatisierung auf jeden
Fall gewinnbringend erscheint, weil sie einen hohen
(bzw. überhaupt einen) Marktwert haben.
7. Die Restitution sozialräumlicher Muster
Trotz aller geschilderten Probleme, die die Etablie-
rung eines Immobilienmarkts behindern, werden in-
zwischen die meisten Tauschverträge über den Markt
abgewickelt (Nedvizhimost' Peterburga, Nr. 23/
1996: 5). Dabei wird die Wirksamkeit von Eigenini-
tiative deutlich, die mit der Einführung von Privat-
eigentum verbunden ist. Außerdem treten mit den
Immobilienmaklern finanziell stark motivierte neue
Akteure im System der Wohnungsversorgung auf, so
dass die Mobilität innerhalb der Stadt zugenommen
hat. Ein Vergleich zu früher ist nicht möglich, weil es
über die innerstädtische Mobilität zur Sowjetzeit kei-
ne Daten gibt, aber während in St. Petersburg im
Jahre 1992 nur 2% aller Haushalte umzogen, waren
es 1993 bereits 4,5% (Struyk/Romanik 1995: 61).
Die Immobilienanzeigen der Zeitungen weisen auch
ein wachsendes Wohnungsangebot aus.
Treibendes Motiv der Umzüge ist offensichtlich die
Auflösung der noch sehr zahlreichen Mehr-Genera-
tionen-Haushalte. Die sich nun eröffnende Mög-
lichkeit, sich selbst und ohne staatliche Aufsicht
eine Wohnung zu besorgen, führt zu einer abneh-
menden Wohndichte bei denjenigen Haushalten,
die von dieser Chance Gebrauch machen können.
Bei einer Umfrage zeigte sich, dass im Durchschnitt
aller befragten Haushalte die Zahl der Haushalts-
mitglieder durch die Aufteilung auf verschiedene
Wohnungen nach einem Umzug um 1,42 Personen
abnahm (Struyk/Romanik 1995: 63). 87% der
Haushalte verfügten nach dem Umzug über eine
größere Wohnfläche als zuvor.
Eine klare Marktorientierung bei Privatisierungs-
entscheidungen ist bislang nur bei den Bewohnern
derjenigen Wohnungen zu beobachten, die sich in
den prestigeträchtigen innerstädtischen Lagen und
in gutem Zustand befinden (ähnliche Ergebnisse für
Budapest bei Kovács/Wießner 1995). Im histori-
schen Zentrum der Stadt, das etwa 20% der ge-
samten Wohnfläche der Stadt ausmacht, konzen-
trieren sich die vielfältigste Infrastruktur, die besten
Verkehrsanbindungen und die meisten kulturellen
Angebote. Hier liegen zudem begehrte Altbauwoh-
nungen aus der vorsowjetischen Zeit sowie Woh-
nungen aus der Frühzeit des Kommunismus, der
Stalin-Ära, die technisch solide gebaut sind und
großzügige Grundrisse aufweisen.
Wenig begehrt sind hingegen die Masse der Wohnun-
gen aus der Chruschtschow-Zeit und der frühen
Breschnew-Ära, also Wohnungen in Plattenbauten,
die nach Größe und westlichen Ausstattungsstan-
dards eher Schlichtwohnungen entsprechen, da sie
nur für eine Nutzungsdauer von ca. 25 Jahren aus-
gelegt worden waren. Sie umfassen immerhin 51%
des gesamten Wohnflächenangebots der Stadt. Die
Gebäude befinden sich zum Teil in einem katastro-
phalen Zustand, und die Wohnungen weisen einen
erheblichen Instandhaltungsrückstand auf. Ehe Repa-
raturen und Modernisierungsmaßnahmen nicht
durchgeführt sind, erscheint eine Privatisierung kaum
attraktiv, da die unkalkulierbaren Kosten dann von
den neuen Eigentümern getragen werden müssten. In
den Zentren der großen Neubaugebieten ist lediglich
eine standardisierte Grundversorgung vorhanden.
Dort hat sich kein urbanes Milieu ausgebildet.
Das alte Zentralitätsmuster der zaristischen Stadt
ist in der Sowjetzeit nicht grundsätzlich korrigiert
worden, so dass in der Innenstadt das gesamte Kul-
tur- und Konsumangebot zu finden ist. Die kauf-
kräftige Nachfrage richtet sich daher zum großen
Teil auf das Stadtzentrum, wobei die Nachfrage
von den „neuen Russen“ – den wirklich Reichen –,
aber auch von der sich bildenden neuen Mittelklas-
se und von ausländischen Investoren ausgeht. Ein
Verdrängungsprozess von innen nach außen zu-
gunsten gut verdienender und jüngerer Bewohner
sowie gewerblicher Nutzer und zu Lasten der ein-
kommensschwachen Bevölkerung hat eingesetzt.
Die Finanz- und Reformkrise, die mit der abrupten
Rubelabwertung im August 1998 begann, hat sich
auch auf den Wohnungsmarkt ausgewirkt. Beson-
ders ungünstig sind die Folgen für die sich gerade
konsolidierenden Finanzdienstleistungen, das Ban-
ken- und Kreditwesen, das dem Durchschnittsbür-
ger nun noch weniger als zuvor zur Verfügung
steht. Der durch den Kursabsturz bedingte Preisver-
fall hat zwar zur Folge, dass Wohnungen billiger ge-
worden sind. Aufgrund dieser Preisentwicklung
werden aber weitaus weniger Wohnungen auf dem
Markt angeboten und das Marktgeschehen ist na-
hezu zum Stillstand gekommen. Die wenigen attrak-
tiven Wohnungsangebote können nur von sehr fi-
nanzkräftigen Käufern wahrgenommen werden,
wodurch sich die sozial-räumliche Segregation ver-
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schärft: Generell sind teure Wohnungen noch teurer,
billige Wohnungen allerdings billiger geworden (da-
zu: Smena, 17.9.1998; Nedvizhimost’, 14.10. 1998).
8. Zusammenfassung
Ziele der Privatisierung von Wohnraum im post-
sowjetischen Russland sind – wie in allen postsozia-
listischen Transformationsstaaten – zum einen die
Entlastung der staatlichen und kommunalen Bud-
gets, zum anderen neue Formen einer effizienteren
Allokation von Wohnraum. Gleichzeitig soll mit der
kostenlosen Eigentumsübertragung Zustimmung für
den Reformverlauf sowie für weitergehende woh-
nungspolitische Reformen gewonnen werden.
Der Verlauf des Privatisierungsprozesses hatte in St.
Petersburg seinen Höhepunkt im Jahr 1993, um
sich danach rapide zu verlangsamen. Dennoch wa-
ren bis Anfang 1996 ca. 42% aller Wohnungen an
private Eigentümer übertragen worden. Während
die Motive für die Privatisierung neben finanziellen
Erwägungen die Sicherung des eigenen Wohnrechts
oder des der nachfolgenden Generation waren, sind
die Gründe für den langsamer werdenden Verlauf
eher durch die widersprüchliche Rechtslage, die ak-
tuelle Rechtsunsicherheit sowie das geringe Ange-
bot an leerstehenden Wohnungen bedingt. Da auch
diejenigen, die sich nicht für die Privatisierung ihrer
Wohnung entscheiden, als Mieter ihr lebenslanges
Wohnrecht behalten und zudem finanziell bislang
nur gering belastet sind, ergibt sich ein Anreiz zur
Privatisierung nur für diejenigen, die über eine
Wohnung mit einem großen Marktwert verfügen.
Hinsichtlich Größe, Ausstattung, Zustand und La-
ge der Wohnungen gibt es gewaltige Unterschiede,
weshalb Privatisierungsentscheidungen von sehr
ungleichen Ausgangslagen aus getroffen werden
müssen. Wohnungen wurden während der Sowjet-
zeit nach meritokratischen Regeln oder aufgrund
erwiesener Bedürftigkeit vergeben, Lage und Quali-
tät gaben damals über die Einkommensverhältnisse
ihrer Bewohner keinen Aufschluss. Haushalte, die
privilegiert waren (vgl. Szelenyi 1983 – zum Bei-
spiel Ungarn – und 1996), gelangen heute durch die
kostenfreie Privatisierung ihrer Wohnung in den Be-
sitz einer wertvollen Immobilie, die sie entweder
weiter selbst bewohnen oder verkaufen können.
Die Privilegienstruktur des Sowjetsystems (vgl.
Matthews 1978, Friedrichs 1985, Kalinina 1992)
wird damit unter den veränderten politischen und
ökonomischen Bedingungen perpetuiert; sie bildet
teilweise den Grundstock für die Herausbildung ei-
ner neuen Mittelklasse.
Damit ist auch der Beginn einer neuen sozial-räum-
lichen Polarisierung verbunden, denn nun beginnt
die Ausdifferenzierung der unterschiedlich attrakti-
ven Wohnungen und Wohnstandorte nach der
Kaufkraft der Haushalte. Mit Durchsetzung der ge-
planten Mietpreiserhöhungen, die bei der aktuellen
stagnierenden Einkommensentwicklung nur von ei-
nem Teil der Mieter aufgebracht werden können,
wird dieser Prozess verstärkt. Einkommensstarke
Schichten konzentrieren sich in Eigentums- und
Mietwohnungen in der Innenstadt, während sich
einkommensschwache Schichten in den billigen und
weiterhin subventionierten Wohnbestand der Außen-
bezirke zurückziehen müssen. In den Plattenbauten
der Stadtränder, wo sich bereits jetzt infrastrukturell
völlig vernachlässigte Elendsquartiere herausbilden,
werden sich die Verlierer der Transformation sam-
meln. Das werden die Slums des 21. Jahrhunderts.
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Summary: The privatization of housing is an important element in the transformation of the former communist states
from state-run, planned economies to market systems. In this paper the process, the problems, and the main consequen-
ces of the privatization process for the social structure and for the socio-spatial pattern of cities is analyzed. The empiri-
cal research was done in St. Petersburg.
In Russia occupants can become owners for free. The numbers of applications for transfer to private ownership increased
until 1993, but since then they have fallen and are stagnating. Obviously, nearly half of the population are not eager to be-
come owners, not even for free. There are various reasons for this: because tenants pay low rental rates, the incentives to
take over the responsibilities of an owner are weak; insufficient legal regulations make people cautious; and the sharing of
one apartment by several families (“Kommunalkas”) makes privatization very difficult. Two results of the process are re-
markable: through privatization the privileged housing conditions of the former cadres of the Communist party have be-
come permanent and have been transformed into highly prized properties in a developing housing market; by means of
sales and forced relocations the pre-communist sociospatial structure of the cities is slowly being restructured – and the
unattractive prefabricated housing stock at the periphery of the cities is likely to become the slums of the 21st century.
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